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Ihr EVP-Team im Nationalrat 

Nik Gugger ZH nik.gugger@parl.ch         079 385 35 35 

Marc Jost BE     marc.jost@parl.ch                   076 206 57 57 

 

Liebe Leserinnen und Leser 

Die EVP konnte diese Frühlingssession einmal mehr zeigen, dass 

sie die brückenbauende Partei ist - sowohl im Bundeshaus als 

auch ausserhalb. Zurzeit darf die EVP durch die weltweite Presse 

gehen, um den Erfolg der Unterzeichnung des Freihandelsab-

kommens zwischen der EFTA und Indien zu feiern. Unsere Partei 

hat massgeblich zur erfolgreichen Unterzeichnung beigetragen. 

Mitten in der Session durfte Nik zum Dank und als Anerkennung 

mit Bundesrat Guy Parmelin nach Indien fliegen, um den offiziel-

len Feierlichkeiten aus nächster Nähe beizuwohnen. 

Neben diesem Erfolg der EVP auf aussenpolitischer Bühne, konn-

ten wir diese Session auch innenpolitisch einiges bewegen. Wir 

bewahrten unter anderem unsere Schweizer KMU-Garagisten 

vor unfairen Wettbewerbspraxen seitens ausländischer Autoher-

steller, konnten Massnahmen gegen den sich verbreitenden An-

tisemitismus verabschieden und den Schutz von Opfern vor Ge-

walt stärken. 

Weniger erfreulich war die Weigerung des Parlaments, unsere 

Kinder besser vor Tabak zu schützen. Die in dieser Session vor-

geschlagenen Massnahmen sind nicht nur unzureichend, son-

dern widersprechen in offener und direkter Weise dem Volkswil-

len der vom Volk angenommenen Initiative Kinder ohne Tabak. 

Auch verweigerte das Parlament unseren 16-jährigen das aktive 

und passive Wahlrecht. Diese Entscheidungen enttäuschten uns, 

aber wir werden dennoch weiter für den gesundheitlichen Schutz 

und die politischen Rechte unserer jungen Menschen in diesem 

Land kämpfen! 

 

Wir wünschen euch viel Freude beim Lesen und einen sonnigen 

Start in den Frühling. 

 

Nik und Marc 

 

 

 

 
 

Die EVP-Nationalratsmitglieder 

Marc Jost und Nik Gugger 
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Kinder ohne Tabak: Volkswille wird mit Füs-

sen getreten. 

Die verfassungskonforme Umsetzung der Volksinitiative «Kinder 

ohne Tabak» war während der Session arg in Gefahr. Die im Jahr 

2022 angenommene Initiative verbietet eigentlich «jede Art von 

Werbung» für Tabak- und Nikotinprodukte. Ständerat und Ge-

sundheitskommission des Nationalrates (SGK-N) hatten jedoch 

Anpassungen und Ausnahmen am Umsetzungsvorschlag des 

Bundesrates vorgenommen. Diese hätten jedoch dem ursprüng-

lichen Verfassungsauftrag des Volkes widersprochen, Kinder und 

Jugendliche durch ein möglichst umfassendes Verbot von Tabak- 

und Nikotinwerbung zu schützen. Aus diesem Grund hatten wir 

und eine Mehrheit der Mitte-Fraktion Die Mitte.EVP. sich zusam-

mengeschlossen, um die verfassungskonforme Umsetzung der 

Initiative zu retten. 

In dem von uns vorgelegten Vorschlag sollte die Tabakwerbung 

bei abonnierten Printmedien im Innenteil weiterhin erlaubt blei-

ben, falls der Anteil der 14- bis 17-Jährigen lediglich weniger als 

2% der Gesamtleserschaft ausmacht. Zudem sollten Hinweise zu 

Sponsoring und Verkaufsförderung sowie das mobile Marketing 

(mobiles Verkaufspersonal, wie z.B. Hostessen) nicht, wie vom 

Ständerat und der SGK-N beantragt, vom Tabakwerbeverbot aus-

genommen werden. Leider stellte sich heraus, das strikte Regeln 

für Tabakwerbung zum Schutz unserer Kinder und Jugendlichen 

nicht mehrheitsfähig waren. Eine Allianz von SVP, FDP und ein-

zelne Nationalrätinnen und Nationalräten der Mitte verhinderte 

unsere Kompromissvorschläge. Da eine derart liberale Umset-

zung dem Willen von Volk und Ständen klar widersprechen 

 

In Azerbaijan noch unerwünscht… 
 

 

...in Indien aber willkommen! 

 

 

Nik Gugger bei der Unterzeichnung 

es Freihandelsabkommen zwischen 

der Schweiz und Indien. 
 

Wo ist Nik? 
 

 
Er war tatsächlich viel unterwegs 

und auch ein sehr gefragter Mann. 

Ob in Indien oder im Bundeshaus, 

alle wollten wissen - «Wo ist Nik?» 

Dieser positive Rummel um unseren 

Nik nahm auch die NZZ wahr und re-

cherchierte die Rolle, die er in den 

Verhandlungen um das Freihandels-

abkommen mit Indien eingenom-

men hatte. 
 

Quelle: NZZ 
 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230049
https://www.nzz.ch/schweiz/nik-my-brother-wie-nationalrat-nik-gugger-die-erstarrten-verhandlungen-zwischen-der-schweiz-und-indien-gelockert-hat-ld.1821668
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würde, haben wir mit der Mehrheit des Nationalrates in der Ge-

samtabstimmung die veränderte Vorlage abgelehnt, womit den 

Gesetzesvorschlag wieder in den Ständerat kommt. 

 

Antisemitismus und Rassismus müssen be-

kämpft werden 

Mitten in der Frühjahrssession 2024 kam es zu einer schrecklichen 

Gewalttat an einem jüdischen Mitbürger in Zürich. Rassismus und 

Antisemitismus sind leider auch in der Schweiz ein ansteigendes 

Problem. Darum ist es von umso grösserer Bedeutung, dass diese 

zunehmende Intoleranz und Gewaltbereitschaft von der Politik 

ernstgenommen und bekämpft wird. Deswegen haben wir uns ver-

stärkt eingesetzt für eine Motion der Staatspolitischen Kommission 

des Nationalrates – der auch Marc Jost angehört - „Für eine Strategie 

und einen Aktionsplan gegen Rassismus und Antisemitismus“ sowie 

für das Postulat der Aussenpolitischen Kommission des Nationalra-

tes – der auch Nik Gugger angehört -  „Prüfung von Möglichkeiten 

der Bekämpfung der aussenpolitischen Dimensionen des massiv zu-

nehmenden Antisemitismus in der Schweiz“. Beide Vorstösse wur-

den mit einer grossen Mehrheit des Nationalrates angenommen. 

Die Motion beauftragt den Bundesrat gemeinsam mit den Kantonen 

eine konkrete Strategie und einen Aktionsplan auszuarbeiten, die 

darlegen, wie die Schweiz besser gegen Rassismus und Antisemitis-

mus vorgehen kann. Ebenso verlangt die Motion die Prüfung einer 

neuen Massnahme, nämlich einen neuen Beauftragten für Rassis-

mus- und Antisemitismusbekämpfung. Allein die SVP-Fraktion stellte 

sich gegen die Motion. 

Das einstimmig – und gegen den Willen des Bundesrates - angenom-

mene Postulat verlangt, dass der Bundesrat die Auswirkungen der 

jüngsten antisemitischen Taten auf die Wahrnehmung der Schweiz 

im Ausland genaustens prüft. Darüber hinaus beauftragt das Postu-

lat den Bundesrat, Massnahmen vorzuschlagen, welche die ausländi-

sche Wahrnehmung der Schweiz als ein offenes und tolerantes Land 

schützen. 

 

Garagisten sollen nicht zu Verkaufsagenten 

degradiert werden 

Die Motion von Nik Gugger „Schutz vor der einseitigen Einführung 

des Agenturmodells im KFZ-Markt 5000 KMU gefährdet“ wurde im 

 

 

Selbst Gölä konnte es sich nicht ent-

gehen lassen, ein Selfie mit Nik zu 

machen. ;-) 
 

 

 

 

 

 

 

 

Keine Finanzierung der Kosten für 

das Dolmetschen im Gesundheits-

wesen 
Der Nationalrat verpasste es zu klä-

ren, wer für die Finanzierung von Ge-

bärdensprachdolmetschenden im 

Gesundheitswesen zuständig ist, 

und riskiert damit die Gesundheit 

von gehörlosen Menschen! 
Er hat dazu eine Motion von Damian 

Müller mit 99 Nein zu 74 Ja Stimmen 

(bei 11 Enthaltungen) abgelehnt! 
Die Folge: Gehörlose Menschen wis-

sen auch in Zukunft nicht, ob sie ih-

ren Arzt verstehen werden. 
Wir werden weiterkämpfen, um end-

lich eine Lösung für diese unhaltbare 

Situation zu finden. 
 

 

 

 

 

 

 

Biogas wird von CO2-Abgabe be-

freit 

Nach dem Nationalrat hat nun auch 

der Ständerat die Motion Gugger 

«Befreiung von erneuerbaren Gasen 

von der CO2-Abgabe» angenom-

men! (Siehe auch Sessionsbericht 

Winter 2023). 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234335
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234335
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234340
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234340
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234340
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223838
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223838
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214318
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214318
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Nationalrat mit einer klaren Mehrheit angenommen. Dies war über-

haupt nicht selbstverständlich und konnte nur dank grosser Über-

zeugungsarbeit bei den Ratskollegen erreicht werden. 

Nik Gugger ging es bei diesem Vorstoss darum, dass das Kartellge-

setz auch dann gelten soll, wenn Hersteller sich für einen Vertrieb 

via Agentur entscheiden. Hier haben die grossen ausländischen Au-

tohersteller im Gesetz eine Lücke entdeckt, die es ihnen auf dem 

KFZ-Markt erlaubt hätte, die unternehmerischen Freiheit und den 

Wettbewerb für unsere Schweizer KFZ-KMUs zu unterbinden. Heute 

nämlich gelten Agenten im Gesetz nicht als Unternehmen. Die Mo-

tion forderte zudem, dass, falls die Hersteller das Agenturmodell ein-

führen wollen, sie nachweisen müssen, dass das Agenturmodell effi-

zienter ist als das heutige System. Diesen Nachweis zu erbringen, 

dürfte einfach sein, wenn es nicht darum geht, die Marge der Händ-

ler in die Konzernzentrale zu spülen, zulasten unser Schweizer 

KMUs. Die Motion geht nun in den Ständerat. 

> Hier geht’s zu Nik’s Votum 

 

Sonntagsruhe: Dank Salamitaktik wir das Sonn-

tagsarbeitsverbot immer bedeutungsloser 

Der Nationalrat hat der Motion Nantermod (FDP/VS) „Arbeitsrecht. 

Lokalen Geschäften erlauben, sonntags zu öffnen„ zugestimmt. Das 

selbst eine grosse Mehrheit der SVP, die sich gerne als Verteidiger 

der christlichen Werte präsentiert, diese Vorlage massiv unterstützt 

hat und den wirtschaftlichen Interessen hier den Vorrang gegeben 

hat, ist eine Enttäuschung. 

Die Motion fordert, dass kleine Lebensmittelläden neu auch am 

Sonntag Arbeitnehmende beschäftigen dürfen. Damit setzt das Par-

lament seine Liberalisierungsbestrebungen gegen den Volkswillen 

fort. Als Nationalräte verurteilen Nik Gugger und Marc Jost die anhal-

tenden Angriffe auf den arbeitsfreien Sonntag. 

 

Bereits heute bestehen im Verkauf für die Arbeitnehmenden über-

durchschnittlich belastende Arbeitsbedingungen. Wenig Mitbestim-

mungsmöglichkeiten, atypische Arbeitszeiten und anhaltend tiefe 

Löhne tragen dazu bei. «Der arbeitsfreie Sonntag ist für die Erholung 

des Verkaufspersonals besonders wichtig und als gemeinsame Zeit 

für Familie oder Freunde, wie auch für das geistliche Leben», sagt 

Nik Gugger. Bereits heute bestehen zudem für die Sonntagsarbeit 

im Verkauf weitgehende Ausnahmen: Verkaufsläden in Bahnhöfen, 

 

Kein Erfolg für Motion (Gugger) 

«Förderung von sozialen Unter-

nehmen» 

 

 

Nach dem einschlägigen Erfolg der 

Motion von Nik im Nationalrat, folgte 

das «Stöckli» nicht dessen Beispiel. 

Der Ständerat verwarf die Motion 

sogar ohne eine Abstimmung im Ple-

num und zeigte damit ein geringes 

Interesse an Unternehmen, die sich 

für eine sozial, ökologisch und öko-

nomisch gerechte Gesellschaft ein-

setzten. 

Die Motion forderte, dass Soziale 

Unternehmen, oder «Social Enterpri-

ses», rechtlich geschützt und geför-

dert werden sollten, da sie einen 

wichtigen Beitrag zur nachhaltigen 

Entwicklung von Wirtschaft und Ge-

sellschaft leisten, aber aufgrund 

eben dieser gesellschaftlichen Ori-

entierung am Markt Nachteile erfah-

ren, wie etwa bei der Finanzierung. 

Im vergangenen Juni hat der Natio-

nalrat die Motion angenommen, 

weshalb Nik in den letzten Wochen 

und Monaten viel Zeit investiert 

hatte mit Freunden und Sense, um 

die Unterstützung für die Motion 

auch im Ständerat zu sichern, etwa 

mithilfe eines Policy Briefs. 

Dennoch gelang es durch mehrere 

mediale Auftritte, diese bedeuten-

den Unternehmen in der Schweiz 

besser sichtbar zu machen, so z.B. 

im SRF Rendez-vous vom 11.03.2024 

(Bild). 

Leider wurde die Motion aufgrund 

der Ablehnung in der Wirtschafts-

kommission ohne Gegenantrag im 

Ständerat abgelehnt. 

Nik gibt aber nicht auf. Er war nur 

der Zeit voraus und plant nun über 

den Ständerat eine modifizierte Ver-

sion einzubringen. 

 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=333673
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224331&utm_source=ActiveCampaign&utm_medium=email&utm_content=Sonntagsverkauf%3A+Erneute+Liberalisierung+am+Volkswillen+vorbei&utm_campaign=MM+Weiterbildung+DE+(Kopieren)
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224331&utm_source=ActiveCampaign&utm_medium=email&utm_content=Sonntagsverkauf%3A+Erneute+Liberalisierung+am+Volkswillen+vorbei&utm_campaign=MM+Weiterbildung+DE+(Kopieren)
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213891
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213891
https://lnkd.in/e_dMvgHc
https://www.srf.ch/news/schweiz/foerderung-von-sozialen-firmen-wie-sollen-soziale-unternehmen-gefoerdert-werden
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Kioske an öffentlichen Strassen und Plätzen, Tankstellenshops an 

Hauptverkehrslinien, Bäckereien, Konditoreien, Confiserien, Blumen-

läden, Läden in Tourismusgebieten oder Läden in grenznahen Ein-

kaufszentren. 

 

Die Angriffe aus dem Parlament auf den arbeitsfreien Sonntag ha-

ben sich in den letzten Monaten erneut verstärkt. Dies, obwohl seine 

Bedeutung für die Arbeitnehmenden stetig wächst. Die Arbeitswelt 

wird immer schneller, flexibler und grenzenloser.  

Inzwischen fühlen sich 37% der Arbeitnehmende am Ende des Ar-

beitstags so erschöpft, dass sie keine Kraft mehr haben, um sich um 

private oder familiäre Angelegenheiten zu kümmern.  

Dies zeigen die neusten Resultate des «Barometer Gute Arbeit».  

Im letzten Jahrzehnt haben sich auch als Folge davon die krankheits-

bedingten Arbeitsabsenzen um 50% erhöht. Mit zwei Wochen pro 

Jahr sind die krankheitsbedingten Ausfälle nicht zuletzt im Detailhan-

del überdurchschnittlich hoch. 

Bisher hat sich die Stimmbevölkerung in kantonalen Abstimmungen 

meist sehr kritisch zu einer Ausdehnung der Ladenöffnungszeiten 

geäussert, so zuletzt im Kanton Wallis am 3. März 2024. Die kantona-

len Abstimmungen sprechen dafür, dass das Parlament am Volkswil-

len vorbeipolitisiert. 

 

Positiv beurteilen wir hingegen, dass mit der Motion eine Gesetzes-

änderung angestrebt wird. Dadurch wird ein Referendum gegen die 

Vorlage möglich 😉. 

 

Bericht soll Opferschutz durch Täterarbeit för-

dern 

Das Postulat „Opferschutz durch Täterarbeit“ (Votum Gugger für Stu-

der) bittet den Bundesrat zu untersuchen, wie eine systematische 

Arbeit mit gewaltausübenden Personen gefördert werden kann. Da-

bei soll insbesondere vom Bundesrat geprüft werden, ob analog 

zum Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (OHG), An-

forderungen an die Beratungsstellen für gewaltausübende Personen 

gestellt, die Kostenverteilung zwischen den Kantonen definiert sowie 

die finanziellen Leistungen und Aufgaben des Bundes festgelegt 

werden können. Damit würde ein nationaler Rahmen geschaffen 

werden, der zudem die Wahrung der Istanbul-Konvention garantiert. 

Das Postulat ist damit ein wichtiger Schritt in Richtung Prävention 

 

Die, EVP hautnah an der internati-

onalen Politik mit dabei. 

 

Nik durfte diese Session nicht nur 

persönlich international unterwegs 

sein, sondern auch in Bern selbst 

aussenpolitische Themen mitgestal-

ten. Hier im Gespräch mit Bundesrat 

Cassis. 

 

 

 

 

Mit dem (baldigen) höchsten Aar-

gauer im Bundeshaus 

 

Bereits am ersten Tag der Frühlings-

session haben Marc und Nik Besuch 

aus dem Kanton Aargau erhalten. 

Unser Parteikollege Urs Plüss ist ak-

tuell Vizepräsident des Grossen Ra-

tes und wird somit bald der höchster 

Aargauer sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://travailsuisse.lt.acemlna.com/Prod/link-tracker?redirectUrl=aHR0cCUzQSUyRiUyRnd3dy50cmF2YWlsc3Vpc3NlLmNoJTJGYmFyb21ldGVyJTNGdXRtX3NvdXJjZSUzREFjdGl2ZUNhbXBhaWduJTI2dXRtX21lZGl1bSUzRGVtYWlsJTI2dXRtX2NvbnRlbnQlM0RTb25udGFnc3ZlcmthdWYlMjUzQSUyQkVybmV1dGUlMkJMaWJlcmFsaXNpZXJ1bmclMkJhbSUyQlZvbGtzd2lsbGVuJTJCdm9yYmVpJTI2dXRtX2NhbXBhaWduJTNETU0lMkJXZWl0ZXJiaWxkdW5nJTJCREUlMkIlMjUyOEtvcGllcmVuJTI1Mjk=&sig=F1enHcDCG1YiUpgHkXT6PqSTyBTKAcD2NUG7ecHziw1P&iat=1710252632&a=||252694259||&account=travailsuisse.activehosted.com&email=%2FHnbJXllcTMEb304hMSAL8bHFVuqeTrg%2Fs%2FV2cC4gnyxSid%2FLEf7THDX5cdM%3AMtt9F4PZQ2cPVMwfHhqSobWtjzfWB%2B1r&s=5ed50388892918a15b28de03ab73faf5&i=840A941A27A8167
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233799
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=63520#votum2
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=63520#votum2
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von Gewalttaten in unserer Gesellschaft. 

In seiner Stellungnahme unterstützte der Bundesrat das Anliegen 

des Postulats und empfahl dessen Annahme. Weil einzig die SVP-

Fraktion, inklusive EDU, gegen diesen Vorstoss stimmte, wurde er 

mit einer klaren Mehrheit angenommen. Der Bundesrat hat jetzt 

zwei Jahre Zeit, um einen Bericht zu erstellen. 

 

Bürgerliche Mehrheit will kein Stimmrecht für  

16-Jährige 

Über mehrere Jahre wurde die parlamentarische Initiative „Den jun-

gen Menschen eine Stimme geben. Aktives Stimm- und Wahlrecht 

für 16-Jährige als erster Schritt ins aktive politische Leben“ im Parla-

ment zwischen dem Nationalrat und dessen Staatspolitischen Kom-

mission (SPK-N) hin- und hergeschoben, weil sich die Kommission 

weigerte, dem Nationalrat eine Vorlage zu präsentieren. Marc Jost 

und dessen Vorgängerin in der SPK-N, Marianne Streiff-Feller, hatten 

sich für das Anliegen zugunsten der jungen Schweizerinnen und 

Schweizer eingesetzt. Unsere Nationalräte waren der Meinung, dass 

es gute Gründe gibt, die religiöse Mündigkeit und die politische Mün-

digkeit zum gleichen Lebenszeitpunkt zu gewähren. Zudem wäre das 

Stimmrecht auch eine Chance gewesen, die politische Sensibilisie-

rung und Bildung der Jungen noch stärker zu fördern. Gerade in Zei-

ten, in denen weltweit die Demokratie als Staatsprinzip unter Druck 

gerät, ist es wichtig, dass die Schweiz ihre eigenen demokratischen 

Institutionen stärkt. Das bedeutet auch, dass das Staatsvolk sich sei-

ner demokratischen Rechte und Pflichten bewusst ist. Die bürgerli-

che Mehrheit im Nationalrat ist gegen eine solche politische Emanzi-

pation von jungen Schweizerinnen und Schweizer, weshalb sie die-

sen Vorstoss beerdigt hat. Das Thema ist aber nicht definitiv weg 

vom Tisch. Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten Jahren an-

dere Kantone dem Beispiel von Glarus folgen könnten und auf kan-

tonaler Ebene den jungen Menschen eine Stimme geben. Auch wir 

werden uns im Nationalrat weiter für eine Stärkung und einen Aus-

bau unserer Demokratie einsetzen. 

 

 

 

Auf dem Fussballfeld verteidigen 

sie gemeinsam in der Mitte! 

 

Fussballspiele mit dem FC National-

rat sind immer etwas Spezielles, be-

sonders wenn zum ersten Mal sogar 

einen Bundesrat mitspielt! 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jeden Mittwochmorgen während 

der Session findet die Andacht un-

ter der Bundeskuppel statt. 

 
Hier das aktuelle Pastoralteam zur 

Verabschiedung von Alfred Aeppli 

(3.v.l.); auch mit Ständerat Stefan 

Engler (2.v.r.), der mit Marc Jost zu-

sammen die Besinnungen verant-

wortet. Pfarrpersonen: Thomas 

Ruckstuhl (v.r.n.l.), Beat Kunz, Eva 

Leuenberger, Michelle Grandjean. 
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Live-Streams der Parlamentsdebatten: Barrie-

refreiheit gewährleisten 

Unsere direkte Demokratie in der Schweiz zeichnet sich durch ihre 

Zugänglichkeit, ihre Diskussions- und ihre Kompromissbereitschaft 

aus. Doch leider ist es noch immer so, dass in vielen Bereichen der 

politischen Teilhabe, Menschen mit Beeinträchtigungen benachtei-

ligt werden. Das ist unter anderem auch bei den Online-Livestreams 

von Parlamentsdebatten der Fall. Diese Debatten werden zwar auf 

der Webseite des Parlaments oder auch auf Streaming Plattformen 

wie YouTube der Öffentlichkeit als Liveübertragung zur Verfügung 

gestellt, aber dennoch können gehörlose und schwerhörige Men-

schen diese nicht mitverfolgen, da es an Untertiteln fehlt. 

Solche Angebote sind nicht nur im europäischen Ausland (beispiels-

weise in Frankreich oder in Deutschland) mittlerweile ein Mindest-

standard, sondern werden bereits auch im Kanton Genf mit Erfolg 

bereitgestellt.  Darum haben wir uns in dieser Session für die Teilha-

berechte von Menschen mit solchen Beeinträchtigungen eingesetzt 

und nun hat der Nationalrat eine parlamentarische Initiative an die 

Kommission des Ständerats überwiesen, die verlangt, dass alle De-

batten in den Räten mit Untertiteln versehen werden und dass ge-

prüft werden muss, inwieweit Live-Übersetzungen von ausgewähl-

ten Debatten in Gebärdensprache übersetzt werden können. 

 

Wichtiger Schritt in Richtung der ökologischen 

Nachhaltigkeit 

Nun ist klar, was das CO2-Gesetz für die Zeit ab 2025 regeln wird. Die 

beiden Räte haben in der Frühlingssession ihre letzten Differenzen 

bereinigt. Nun ist beschlossen, dass Ladestationen für Elektroautos 

nicht gefördert werden und dass die CO2-Emissionen in erster Linie 

im Inland reduziert werden sollten. 

Das CO2-Gesetz hat zum Ziel, die Treibhausgasemissionen in der 

Schweiz bis 2030 gegenüber 1990 zu halbieren. Das revidierte Ge-

setz setzt auf Anreize und Förderung anstatt auf neue Abgaben wie 

sie die Gesetzesvorlage noch vorgesehen hatte, die von den Stimm-

berechtigten im Juni 2021 verworfen worden war. 

Zudem ist der Ständerat wie der Nationalrat dafür, dass importiertes 

Biogas von der CO2-Steuer befreit wird. Der Bundesrat muss nun 

diese Motion von Nik umsetzen. 

20 Jahre sind genug – ÖV für alle 

 

Marc Jost hat gemeinsam mit Behin-

dertenorganisationen eine Petition 

mit über 15'000 Unterschriften ein-

gereicht, um darauf hinzuweisen, 

dass auch nach 20 (!) Jahren Umset-

zung noch keine barrierefreie Nut-

zung des ÖV möglich ist. 

 

 

 

 

 

Evakuierungsübung:  

 

Bei einer Übung eines Notfalls wur-

den alle Mitglieder des Parlaments 

sowie alle Gäste evakuiert und in 

der Dreifaltigkeitskirche versam-

melt. Es hat gut geklappt. 😊 
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In dieser Session eingereichte Vorstösse: 

Nik Gugger 

Fragestunde: VBS und Gesundheitskrisen: Einsatz bewährter Tech-

nologien? 

 

Fragestunde sind die Ausnahmebewilligungen für die 10 giftigsten 

Pestizide eine Zulassung durch die Hintertür? 

Fragestunde: EUDR – Anerkennung EU 

Interpellation: Wiederherstellung von Ökosystemen in der Schweiz 

Postulat: Wann wird ein fairer Behindertenausweis auch in der 

Schweiz eingeführt? 

Link Vorstösse Nik >>> 

 

Marc Jost 

Anfrage: Abkommen mit Lichtenstein und anderen Nachbarländern 

zu Geldspielen 

Fragestunde: Palliative Care in der Langzeitpflege 

Link Vorstösse Marc >>> 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Impressum: 

Verfasst und gestaltet von  

Nik Gugger              

Marc Jost 

 

 

Versand: Geschäftsstelle  

der EVP Schweiz 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247239
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247239
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247238
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247238
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247202
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243323
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243324
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243324
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista#Default=%7B%22k%22:%22PdBusinessCouncilorPersonNumber:4214%22,%22o%22:%5B%7B%22d%22:1,%22p%22:%22PdSortDateTime%22%7D%5D%7D
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234513
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20241009
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20241009
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20247101
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista#Default=%7B%22k%22:%22PdBusinessCouncilorPersonNumber:4331%22,%22o%22:%5B%7B%22d%22:1,%22p%22:%22PdSortDateTime%22%7D%5D%7D

